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Berlin, den 25. Oktober 2013 
 

Einladung 
Senat u. Fraktionen werden gebeten, 
alle Unterlagen auch per E-Mail an 

Recht@parlament-berlin.de 
zu übermitteln. 

 
zur 30. Sitzung 
des Ausschusses für Verfassungs- 
und Rechtsangelegenheiten, 
Verbraucherschutz, Geschäftsordnung 
 
am Mittwoch, dem 30. Oktober 2013, 15.30 Uhr, 
Abgeordnetenhaus von Berlin, Raum 376 
 
 
 
Tagesordnung 
 
 
1.  Aktuelle Viertelstunde  

2.  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 
Welche Strategien hat der Senat zur Bekämpfung 
der Diskriminierung von Berliner Verbraucherinnen 
und Verbrauchern? 
(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 

0111 
Recht 

3.  Antrag der Piratenfraktion 
Drucksache 17/0971 
Gefährlichkeitsprüfung von PAK in Getränken und 
Festsetzung von Grenzwerten 

0137 
Recht 
GesSoz(f) 

 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0111-v.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0137-v.pdf


- 2 - 

4.  Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 17/0975 
Keine Abzocke bei Verbraucherkrediten: Für ein 
gesetzliches Verbot pauschaler 
Bearbeitungsgebühren 

0138 
Recht 

5.  Antrag der Piratenfraktion 
Drucksache 17/0969 
Bundesratsinitiative für eine Verordnung zur 
Änderung der Lebensmittel-
Kennzeichnungsverordnung – Endlich mehr 
Sicherheit für Verbraucher/-innen 

0139 
Recht 

6.  Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU 
Drucksache 17/1230 
Stärkere Kontrollmöglichkeiten bei den Zinssätzen 
für Dispositions- und Überziehungskredite 

0162 
Recht 

7.  Antrag der Fraktion Die Linke 
Drucksache 17/1114 
Senat muss Verantwortung übernehmen – 
Haasenburg nicht mehr belegen! 

0151 
Recht 
BildJugFam(f) 

8.  Verfahren gemäß § 44 Abs. 2 GO Abghs 
Beteiligung des Ausschusses an einem 
verfassungsgerichtlichen Verfahren gemäß 
§ 44 Abs. 2 GO Abghs 
hier: Abstraktes Nomenkontrollverfahren beim 
Verfassungsgerichtshof Berlin 
– VerfGH 129/13 – 

0161 
Recht 

9.  Verschiedenes  

 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Dr. Reiter 

http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0138-v.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0139-v.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0162-v.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0151-v.pdf
http://www.parlament-berlin.de/ados/17/Recht/vorgang/r17-0161-v.pdf

